
Haushalt 2024
Berichtsanträge
Stand: 24.11.2023

Lfd. Nr.: Ausschuss: Antrag-
steller: Anlage: Dez. / Amt: Thema: Verfahrensvorschlag:

1 JBA Freie Wähler 4 TH20 Situation zu Pflegefamilien Bericht im JBA 27.11.2023

2 JBA Freie Wähler 4 TH20 Vorzeitige Beendigung "Eine Kita für alle" Bericht im 1. Quartal 2024

3 JBA SPD 7 TH20 Haus des Jugendrechts Bericht im 1. Quartal 2024

4 JBA/VFA SPD/FDP 7 Bildungsbüro/
EBGM Schulbausanierungs- und Schulentwicklungsprogramm Bericht im 1. Quartal 2024

5 SGA Freie Wähler 4 TH23 Gemeinnützige Arbeitsstellen für Geflüchtete Bericht im 2. Quartal 2024

6 SGA Freie Wähler 4 TH23 Ausbau der Rückkehrberatungen für Geflüchtete Bericht im 1. Quartal 2024

7 SGA Freie Wähler 4 TH23 Anrechnung der Aufnahmekapazität der Landesaufnahmestelle s. Stellungnahme

8 SGA Freie Wähler 4 TH23 Unterstützung der Forderungen komm. Spitzenverbände zur Migrationspolitik Beratung im SGA am 
27.11.2023

9 SGA Freie Wähler 4 TH33 Konzept zur ärztlichen Versorgungsanalyse Bericht im 1.Quartal 2024

10 SGA/VFA CDU 5 TH23/
TH81 Landkreis gegen Antisemitismus Erklärung KT 18.12.2023/

Bericht im 4. Quartal 2024

11 SGA Grünen 6 TH23 Frühzeitiger Eintritt in den Arbeitsmarkt für Geflüchtete Bericht im 2. Quartal 2024

12 SGA SPD 7 TH21 Bericht über Betreuungsbehörde Bericht im 1.Quartal 2024

13 SGA/VFA SPD 7 EBGM Frauen- und Kinderschutzhaus Verweis auf SGA am 
27.11.2023

14 SGA SPD/Die Linke 7 Dezernat 2 Bericht Bürgerbaugenossenschaft Bericht im 1. Quartal 2024

15 SGA FDP 8 TH23 Unterkünfte für Flüchtlinge s. Stellungnahme

16 SGA FDP 8 TH33 Haus- und fachärztliche Versorgung Bericht im 2.Quartal 2024

17 SGA FDP/AfD 8 TH23 Umstellung auf Sachleistungen für Asylbewerber Bericht im 2. Quartal 2024

18 UVA Freie Wähler 4 TH31 Sachstandsbericht zur Radverkehrskonzeption Bericht im 3.Quartal 2024

19 UVA Freie Wähler 4 TH31 Bericht über den Mountainbike-Trail bzw. Rundweg Bericht im 1.Quartal 2024

20 UVA Freie Wähler 4 TH31 Umsetzung des Radwegweisungs-Konzept Bericht im 1.Quartal 2024

21 UVA Freie Wähler 4 ZVS/ST30 Finanzielle Beteiligung des Landes an der Schönbuchbahn s. Stellungnahme
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Lfd. Nr.: Ausschuss: Antrag-
steller: Anlage: Dez. / Amt: Thema: Verfahrensvorschlag:

22 UVA Freie Wähler 4 ST30 Bericht über Verkehrserhebung 2021 Bericht im 1.Quartal 2024

23 UVA Freie Wähler 4 ST30 Vorabbekanntmachung und Ausschreibung der Linienbündel Bericht im 1.Quartal 2024

24 UVA Freie Wähler 4 ST30 Erwerb des Busführerscheins Bericht im 1.Quartal 2024

25 UVA Freie Wähler 4 TH41 Bericht zur Wasserversorgung Bericht im 4.Quartal 2024

26 UVA Freie Wähler 4 AWB Wiederaufbau / Neubau der Bioabfallverwertungsanlage Leonberg Bericht im 1.Quartal 2024

27 UVA CDU 5 ST30 Auslastung in den ÖPNV-Linien des Landkreises Böblingen Bericht im 1.Quartal 2024

28 UVA CDU 5 ST30 Kontrolle und Sicherheit in S-Bahnen Bericht im 1.Quartal 2024

29 UVA CDU 5 ST42 Nachhaltigkeitsstrategie Bericht im 2.Quartal 2024

30 UVA CDU 5 TH31 Nutzung der Radwege Bericht im 1.Quartal 2024

31 UVA CDU 5 ST42 Bericht über Klimaschutzmaßnahmen Bericht im 3. Quartal 2024

32 UVA Grünen 6 ST42 Beratungs- und Unterstützungsoffensive der Energieagentur für PV-Anlagen s. Stellungnahme

33 UVA Grünen 6 AWB Verschenkhäusle auf den Wertstoffhöfen s. Stellungnahme

34 UVA Grünen 6 ST42 Workshop mit den Klimasimulator En-ROADS für den neuen Kreistag s. Stellungnahme

35 UVA FDP 8 TH31 Initiative für PV-Anlagen an Straßen und Bahnstrecken Bericht im 3.Quartal 2024

36 UVA FDP 8 TH31 Mehr Radwege anstatt Radschnellwege Bericht im 1.Quartal 2024

37 UVA FDP 8 ST30 S-Bahn-Verlängerung nach Horb Bericht im 2.Quartal 2024

38 UVA FDP 8 ST30 Stadtbahn Pforzheim - Renningen Bericht im 4.Quartal 2024

39 UVA FDP 8 TH31 Bericht zum geplanten Lückenschluss B295/B464 Bericht im 1.Quartal 2024

40 UVA FDP 8 TH41 Windenergieanlagen s. Stellungnahme

41 UVA Die Linke 10 ST30 Jugend- und Deutschlandticket soll monatlich kündbar werden Bericht im 3.Quartal 2024

42 VFA Freie Wähler 4 TH11 Bericht über Einsparpotentiale

43 VFA Freie Wähler 4 EBGM Kosten der Straßenmeisterei Magstadt s. Stellungnahme

44 VFA CDU 5 TH85/
TH14 Bericht über Aufgabenwahrnehmung im Katastrophenschutz Bericht im 3.Quartal 2024
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Lfd. Nr.: Ausschuss: Antrag-
steller: Anlage: Dez. / Amt: Thema: Verfahrensvorschlag:

45 VFA CDU/
Die Linke 5/10 EBGM Wohnraum für Beschäftigte der Kliniken im Landkreis Böblingen Bericht im 3.Quartal 2024

46 VFA CDU 5 TH14 Digitalisierung im Landratsamt

47 VFA CDU 5 TH85 Rettungsleitstelle Bericht im 1.Quartal 2024

48 VFA CDU 5 TH85 Rettungsmittel im Landkreis Böblingen s. Stellungnahme

49 VFA Grünen 6 EBGM
TH11 Schulhaussanierung über Kreisanleihen s. Stellungnahme

50 VFA Grünen 6 TH84 Landkreisstipendium für Handwerksauszubildende

51 VFA Grünen 5 TH11
ST42 CO² Schattenpreis
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Berichtsantrag Nr.: 1 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 4

Ausschuss: JBA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH20

Antragsteller: Freie Wähler Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Situation zu Pflegefamilien

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: Die Verwaltung berichtet über die Gesamtsituation, den Bedarf und die Akquise von Pflegefamilien 
im Landkreis Böblingen. Dazu gehört auch ein Vergleich zu umliegenden Landkreisen.

Begründung: Im Landkreis Böblingen gibt es nur wenige stationäre Einrichtung zur Unterbringung von 
Kindern und Jugendlichen. Der Landkreis setzt daher verstärkt auf die Möglichkeit der Aufnahmen in 
Pflegefamilien. Sowohl bei Fällen mit dauerhaftem Bedarf, als auch im Akutfall bei Inobhutnahme 
unterstützen die Freien Wähler diese Vorgehensweise.
Unserer Einschätzung nach gibt es jedoch eine große Not bei der Akquise von Pflegefamilien. Zum einen 
übernimmt man als Pflegfamilie eine große Verantwortung, zum anderen gibt es – verständlicherweise – 
große Hürden, die die Voraussetzungen solcher Familien betreffen. Die Entschädigung halten wir für 
angemessen, jedoch ist die psychische Belastung bei der Aufnahme eines oder mehrerer Pflegekinder als 
besondere Herausforderung zu sehen.
Die Freien Wähler möchten sich einen Überblick verschaffen, wie sich die Gesamtsituation bei der 
Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen darstellt, wie die Verwaltung mit der Herausforderung, weitere 
Pflegefamilien zu suchen, umgeht und wie sich die Situation im Vergleich dazu in benachbarten Landkreisen 
darstellt. Ebenfalls wäre von Interesse, wie die Verwaltung die zukünftige Entwicklung einschätzt.

Verwaltung:
Bericht schon in der Sitzung des JBA am 27.11.2023
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Berichtsantrag Nr.: 2 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 4

Ausschuss: JBA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH20

Antragsteller: Freie Wähler Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Vorzeitige Beendigung "Eine Kita für alle"

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: [...] 2. Die Koordinationsstelle (0,5 VZÄ) führt die Evaluation des Projektes durch und berichtet anschließend im 
JBA.
3. Danach ist über alternative Ideen und Lösungsmöglichkeiten der Integrationsleistungen im Bereich der 
Kindertagesstätten zu beraten.
Begründung: [...] Mit dem Inkrafttreten des Kinder- und Jugendstärkungsgesetztes (KJSG) hat der inklusive Gedanke 
einen deutlich höheren Stellenwert erhalten. Im KJSG sind weitreichende Verpflichtungen enthalten. Für die 
Kindertagesbetreuung relevant ist hier im Besonderen die Formulierung in § 22 Abs. 4 „Kinder mit Behinderung und 
Kinder ohne Behinderung sollen gemeinsam gefördert werden. Die besonderen Bedürfnisse von Kindern mit 
Behinderung und von Kindern, die von Behinderung bedroht sind, sind zu berücksichtigen.“ In Folge haben die 
Einrichtungen der Kindertagesbetreuung einen klaren inklusiven Auftrag. Allerdings sind uns auf diesem Weg Grenzen 
gesetzt. Diese bestehen einerseits durch den Mangel an finanziellen und personellen Ressourcen, andererseits durch 
die sehr unterschiedlichen, individuellen Bedürfnisse der Kinder. Das Projekt „Eine Kita für alle“ wurde im Kreise der 
Bürgermeister bereits zu Beginn äußerst kritisch betrachtet, wurde aber als möglicher Weg für die zukünftigen 
Integrationsleistungen in Kindertageseinrichtungen angesehen und deshalb auch von der Fraktion der Freien Wähler im 
JBA unterstützt. „Eine Kita für alle“ wurde bis zum August 2024 verlängert. Die Erfahrungen der letzten 1,5 Jahre zeigen 
jedoch bereits heute sehr deutlich, dass das Projekt nach seiner Beendigung im Jahr 2024 nicht in Breite ausgerollt 
werden kann und auch nicht zukünftig die praktikable Vorgehensweise bei der Integration in Kindertagesstätten für den 
Landkreis Böblingen sein wird. Dennoch sind im Haushaltsplan noch 120.000 € für Abwicklung des Projekts „Eine Kita 
für alle“ veranschlagt. Diese setzen sich aus dem mit den Gemeinden vereinbarten Zuschuss für 5 Gemeinden, deren 
Einsatz von heilpädagogischen Fachkräften zu 2/3 bezuschusst wird, sowie einer Koordinationsstelle im Jugendamt mit 
0,5 VZÄ zusammen. Die Koordinatorin soll nach Beendigung des Projekts noch die Evaluation durchführen. Diese 
Evaluation sollte auch durchgeführt werden, jedoch schnellstmöglich, da eine Fortführung des Projekts bis August 2024 
lediglich zusätzliche finanzielle Ressourcen verbrauchen würde. Die Verwaltung wird deshalb aufgefordert, sofort mit den 
teilnehmenden Gemeinden in den Dialog zu gehen, um eine vorzeitige Beendigung des Projekts zu bewirken. Es ist 
davon auszugehen, dass die heilpädagogischen Fachkräfte auch von den Gemeinden weiterbeschäftigt werden können, 
denn der Fachkräftebedarf ist in allen Gemeinden vorhanden. Eine adäquate Folgelösung für die betroffenen Familien 
bzw. die Kinder hätte ab dem nächsten Kindergartenjahr 2024/2025 sowieso gefunden werden müssen. Die Bemühung 
hierzu sind nun vorzuziehen. Ggf. könnte den betroffenen Gemeinden in der Zeit bis zu einer Entscheidung im Einzelfall 
„unbürokratisch“ Pauschalen zur Integrationshilfe angeboten werden. Diese müssten sich an den „normalen“ Leistungen 
für Integrationshilfen orientieren und wären somit für den Landkreis deutlich kostengünstiger als eine 2/3-Finanzierung 
der heilpädagogischen Fachkräfte.

Verwaltung:
Bericht im 1. Quartal 2024.
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Berichtsantrag Nr.: 3 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 7

Ausschuss: JBA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH20

Antragsteller: SPD Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Haus des Jugendrechts

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Sachstandsbericht hinsichtlich eines „Hauses des Jugendrechts“.

Verwaltung:
Bericht im 1. Quartal 2024.
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Berichtsantrag Nr.: 4 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 7

Ausschuss: JBA/VFA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit Bildungsbüro/
EBGM

Antragsteller: SPD/FDP Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Schulbausanierungs- und Schulentwicklungsprogramm

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
SPD:
Antrag: Ziel- und Zeitplan für das Schulbausanierungs- und Schulentwicklungsprogramm.

FDP:
Antrag: Bis erste große Baumaßnahmen zur Umstrukturierung machbar sind, vergehen voraussichtlich noch 
5 Jahre. Bedarfe ändern sich. Wir beantragen die bedarfsgerechte Fortschreibung des 
Schulsanierungskonzept. Wenn das Flugfeldklinik fertiggestellt ist und in Betrieb gegangen ist, ist ein 
aktuelles und zeitgemäßes Sanierungskonzept erforderlich.

Verwaltung:
Der Eigenbetrieb Gebäudemanagement schreibt das Schulbau- & Sanierungsprogramm fort, nach dem die 
entsprechende Schulentwicklungsplanung durchgeführt und beschlossen wurde. Die Verwaltung sagt hierzu 
einen Bericht des Bildungsbüros im 1. Quartal 2024 zu.
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Berichtsantrag Nr.: 5 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 4

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH23

Antragsteller: Freie Wähler Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Gemeinnützige Arbeitsstellen für Geflüchtete 

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: Gemeinnützige Arbeitsstellen für Geflüchtete beim Landratsamt und seinen Einrichtungen/Töchtern 
(Abfallwirtschaftsbetrieb, Klinikverbund, Eigenbetrieb Gebäudewirtschaft….) sind auszubauen und darüber im 
1. Halbjahr 2024 im Sozial- und Gesundheitsausschuss zu  berichten.  

Begründung: Integration von Geflüchteten durch Arbeit ist ein wichtiger und wirkungsvoller 
Integrationsansatz.
Zudem fehlen an allen Ecken und Enden Arbeitskräfte.

Verwaltung:
In der vorläufigen Unterbringung findet die gemeinnützige Arbeit bereits eine breite Anwendung. Die 
Ausdehnung dieser Arbeit allein in der vorläufigen Unterbringung wird nicht als sinnvoll erachtet, weil 
zielbringender Integrationsmaßnahmen zur Integration in Sprache, Bildung und Erwerbsarbeit Vorrang haben. 
Eine Ausdehnung sollte daher auf die Anschlussunterbringung konzentrieren, d. h. auf Zielgruppen, die sich 
nachhaltig nicht integrieren. Die Verwaltung sagt zu, hierzu die Städte und Gemeinden zu beraten und 
darüber  im 2. Quartal 2024 zu berichten.

8



Berichtsantrag Nr.: 6 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 4

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH23

Antragsteller: Freie Wähler Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Ausbau der Rückkehrberatungen für Geflüchtete

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: Die Rückkehrberatung für Geflüchtete ist auszubauen.

Begründung: Die Rückkehrberatung für Geflüchtete im Landratsamt hat im vergangenen Jahr 150 
Geflüchtete zur freiwilligen Rückkehr beraten und unterstützt. Die Anstrengungen und personellen 
Kapazitäten sind hier durch personelle Umschichtungen auszubauen, da die Anzahl an aufzunehmenden 
Geflüchteten weiter steigt und die Aufnahmekapazitäten sinken.
Freiwillige Rückkehrberatungen sind wirkungsvoll und nachhaltig und deshalb zu fördern.

Verwaltung:
Der Ausbau der Rückkehrförderungen wird geprüft, dabei allerdings an realistische Zielwerte zur Steigerung 
nicht nur der Beratungsfälle, sondern auch der tatsächlich erfolgten Rückkehren geknüpft. Dem Gremium des 
SGA wird berichtet. 
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Berichtsantrag Nr.: 7 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 4

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH23

Antragsteller: Freie Wähler Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Anrechnung der Aufnahmekapazität der Landesaufnahmestelle

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: Beim Land Baden-Württemberg ist eine Anrechnung der Aufnahmekapazität der 
Landesaufnahmestelle für Geflüchtete in der Sindelfinger Messe für den Landkreis Böblingen ab 2024 
geltend zu machen.

Begründung: Die Messe Sindelfingen wird seit Frühjahr 2022 als Landes-Notunterkunft für Geflüchtete 
genutzt. Bei Landeserstaufnahmestellen gibt es eine Anrechnung der Unterbringungsplätze von 50 % 
gegenüber dem jeweiligen Landkreis.
Bisher gibt es diese Anrechnung und damit Entlastung bei der Aufnahmeverpflichtung im Landkreis BB nicht, 
weshalb mit dem Land Baden-Württemberg diese Anrechnung für das Jahr 2024 zu vereinbaren ist.

Verwaltung:
Dem Antrag wird entsprochen. Entsprechende Verhandlungen mit dem Land laufen bereits. Lediglich die 
Anrechnung für 2022 und 2023 wird bisher abgelehnt, weil zunächst nur Ukrainer*innen in Sindelfingen 
untergebracht waren für die es keinerlei Anrechnungsmechanismus gibt. Die Landeserstaufnahme von 
Asylantragsteller*innen ab Herbst 2023 war zunächst nur vorübergehend und kurzfristig geplant. Sofern hier 
eine weitere Mietlaufzeit mit der Messe Sindelfingen in Aussicht gestellt werden kann, stellt das Land eine 
Anrechnung in Aussicht. 
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Berichtsantrag Nr.: 8 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 4

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH23

Antragsteller: Freie Wähler Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Unterstützung der Forderungen komm. Spitzenverbände zur Migrationspolitik

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: Die Forderungen der kommunalen Spitzenverbände zur Migrationspolitik sind durch 
Kreistagsbeschluss zu unterstützen.

Begründung: Der Gemeindetag Baden-Württemberg hat mit seiner Stuttgarter Erklärung vom 7. März 2023 
sowie mit seiner Pressemitteilung vom 28. September 2023 Sofortmaßnahmen zur Steuerung und 
Begrenzung der Migration gefordert. Ebenso hat der Landkreistag BW im Juli eine Resolution zu dem Thema 
beschlossen.
Wir beantragen, dass der Landkreis Böblingen durch Kreistagsbeschluss diese Resolutionen und 
Forderungen unterstützt.

Verwaltung:
Beratung im SGA am 27.11.2023. 
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Berichtsantrag Nr.: 9 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 4

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH33

Antragsteller: Freie Wähler Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Konzept zur ärztlichen Versorgungsanalyse

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: Die 400.000 € für eine ärztliche Versorgungsanalyse sind mit einem Sperrvermerk zu versehen.
Dem Sozial- und Gesundheitsausschuss ist ein Konzept vorzulegen, wie diese Analyse kostengünstiger und 
in Kooperation mit der kassenärztlichen Vereinigung erfolgen kann.

Begründung: Die schwierige Versorgungssituation der niedergelassenen ärztlichen Versorgung im Landkreis 
und deren weitere Verschlechterung durch die anstehenden Renteneintritte sind bekannt.
Deshalb ist es richtig, hier seitens des Landkreises koordinierend aktiv zu werden, auch wenn dies 
grundsätzlich eine Aufgabe der kassenärztlichen Vereinigung wäre.
Die kassenärztliche Vereinigung als wichtiger Partner in dem Bereich muss allerdings in die 
Versorgungsanalyse eng einbezogen werden und deren Daten und Know-how genutzt werden.
Ebenso liegen bei den Städten und Gemeinden teilweise bereits Konzepte vor.
All diese Daten sollten genutzt werden und brauchen nicht nochmals aufwändig und teuer erhoben werden.
Der Schwerpunkt bei der Untersuchung ist auf lösungsorientierte und praktikable Ansätze zu legen.
Durch die Einbeziehung der Kassenärztlichen Vereinigung und die vorliegenden Daten bei den Städten und 
Gemeinden ist der Kostenaufwand für eine solche Analyse deutlich zu reduzieren.

Verwaltung:
Die Notwendigkeit einer Versorgungsanalyse als Grundlage für die Sicherstellung der haus- und kinderärztl. 
Versorgung wird weiterhin gesehen. Selbstverständlich müssen dabei - wie bei anderen Konzepten auch - 
bereits vorhandene Erkenntnisse und Daten, sowie die Weiterentwicklung der Kliniklandschaft 
(Medizinkonzept) berücksichtigt werden. Dies muss im Rahmen der beabsichtigten Ausschreibung klar 
formuliert werden, um die Kosten antragsgemäß zu reduzieren. 
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Berichtsantrag Nr.: 10 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 5

Ausschuss: SGA/VFA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH23

Antragsteller: CDU Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Landkreis gegen Antisemitismus

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: Der Landkreis steht gegen Antisemitismus, Rassismus, Islamismus, Terrorismus und gegen jede 
Form von religiösem und politischem Extremismus. Die Verwaltung wird beauftragt, diese Haltung durch 
geeignete Maßnahmen nach außen zu zeigen.

Begründung: Infolge des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine hat der Landkreis Böblingen, seine 
Städte und Gemeinden und die breite Bürgerschaft in vorbildlicher Weise ihre uneingeschränkte Solidarität 
gezeigt. Diese Haltung für den Frieden muss der Land-kreis Böblingen jetzt auch in seiner Haltung gegen 
jede Form von Antisemitismus, Rassismus, Islamismus, Terrorismus sowie von religiösem und politischem 
Extremismus verdeutlichen. Es muss deutlich werden, wofür die Menschen im Landkreis Böblingen 
einstehen.

Verwaltung:
Erklärung gegen Antisemitismus durch den Kreistag am 18.12. sowie Bericht im 4. Quartal 2024 über die 
Tätigkeiten des Vereins Landkreis Böblingen bleibt bunt.
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Berichtsantrag Nr.: 11 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 6

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH23

Antragsteller: GRÜNEN Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Frühzeitiger Eintritt in den Arbeitsmarkt für Geflüchtete

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Antrag: Wir beantragen einen Bericht welche Maßnahmen das Amt für Migration verfolgen könnte, um die 
Fähigkeiten von Geflüchteten zu ermitteln und so Perspektiven für die einzelnen Menschen zu entwickeln, 
damit diese, neben dem Spracherwerb, auch schnell und unbürokratisch auf dem Arbeitsmarkt 
Beschäftigungsmöglichkeiten finden.

Begründung: Angesichts der demographischen Entwicklung und des Arbeitskräftemangels in allen 
Bereichen können wir uns den Luxus, Geflüchtete nur zu verwalten, nicht erlauben. Wir müssen sie von 
Anfang an als potenzielle Arbeitskräfte sehen und Perspektiven für sie finden, wie sie in den Arbeitsmarkt 
integriert werden können. Das steigert bei den geflüchteten Menschen ihr Selbstwertgefühl und entlastet die 
Sozialkassen. Weiterhin führt es auch zu einer höheren Akzeptanz in der Bevölkerung. 
Die gesetzlichen Bestimmungen, ab wann Asylbewerber*innen und Geduldete ar-beiten dürfen, wurde ab 
1.11.23 vom Bundestag vereinfacht. Asylbewerber*innen, die nicht in einer Erstaufnahmeeinrichtung leben, 
dürfen nach 3 Monaten eine Be-schäftigung aufnehmen. Auch Geflüchteten mit Duldungsstatus soll eine 
Arbeitser-laubnis erteilt werden.
Spracherwerb ist wichtig, aber er findet nicht alleine in Sprachkursen statt. Wenn die Geflüchteten auch in 
ihrem Alltag mit der deutschen Sprache in Berührung kommen, lernen sie nicht nur die Sprache schneller, 
sondern lernen auch Kultur und Gepflogenheiten ihres Gastlandes besser kennen. Im Idealfall finden dann 
Sprach- und Integrationskurse parallel statt.

Verwaltung:
Der Bericht wird zugesagt im 2. Quartal 2024.
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Berichtsantrag Nr.: 12 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 7

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH21

Antragsteller: SPD Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Bericht über Betreuungsbehörde

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Bericht über die personelle Situation der Betreuungsbehörde.

Verwaltung:
Bericht 1. Quartal 2024 (SGA 04.03.2024)
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Berichtsantrag Nr.: 13 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 7

Ausschuss: SGA/VFA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit EBGM

Antragsteller: SPD Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Frauen- und Kinderschutzhaus

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Bericht über den Stand des Frauen- und Kinderschutzhauses.

Verwaltung:
mit KT-DS 278/2023 erledigt, wird im SGA am 27.11. nichtöffentlich behandelt
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Berichtsantrag Nr.: 14 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 7

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit Dezernat 2

Antragsteller: SPD/
Die Linke Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Sachstandsbericht zum Bürgerbaugenossenschafts-Modell.

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
SPD:
Sachstandsbericht zum Bürgerbaugenossenschafts-Modell.

Die Linke:
Antrag: Wir unterstützen die Verwaltung und den Kreis mit dem Vorhaben, eine 
Wohnungsbaugenossenschaft einzurichten.

Begründung: Es herrscht Wohnungsknappheit für bezahlbaren Wohnraum für viele Personengruppen wie 
Erzieher/Innen, Angestellte im Gaststättengewerbe, Pflegekräfte in Pflegeheimen usw.

Verwaltung:
Bericht im 1. Quartal 2024.
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Berichtsantrag Nr.: 15 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 8

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH23

Antragsteller: FDP Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Unterkünfte für Flüchtlinge

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Der Zustrom von Flüchtlingen geht ungebremst weiter. Eine deutliche Reduzierung ist zumindest kurzfristig 
nicht absehbar. Der Landkreis benötigt weitere Unterbringungs-möglichkeiten. Um Sporthallen möglichst nicht 
belegen zu müssen, beantragen wir die unverzügliche Planung und zeitnahe Umsetzung von Unterkünften in 
Wohncontainern auf kreiseigenen Grundstücken.

Verwaltung:
Die Aufstockung der Kapazitäten wird mit KT-Drucks. Nr. 199/2023 bereits Ende 2023 dem SGA zur 
Vorberatung und dem VFA zum Beschluss vorgelegt, inklusive Generalbevollmächtigung zur Anpassung der 
Planungen an Schwankungen in der Flüchtlingsaufnahme. Dem Antrag ist damit entsprochen. 
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Berichtsantrag Nr.: 16 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 8

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH33

Antragsteller: FDP Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Haus- und fachärztliche Versorgung

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
Um die Gesundheitsversorgung auch in der Fläche des Landkreises Böblingen sicherzustellen, ist 
koordinierter Handlungsbedarf erforderlich. Das Landratsamt soll zusammen mit den kreisangehörigen 
Städten und Gemeinden die Ist-Situation analysieren und gemeinsam Lösungsansätze erarbeiten (kurz-, 
mittel- und langfristig). Hierbei ist auch zu prüfen, wie weitere Berufsgruppen, die der Gesundheitsversorgung 
angehören, eingebunden werden können.

Verwaltung:
Das Gesundheitsamt ist bereits über die Befassung in der Kommunalen Gesundheitskonferenz und über den 
Runden Tisch zur Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung mit den Kommunen und anderen betroffenen 
Akteuren mit der Thematik befasst und arbeitet an der Umsetzung von Punkten, die von uns umgesetzt 
werden können. Darüberhinaus ist eine Versorgungsanalyse geplant, die bestehende Daten aufgreifen und 
weitere Entwicklungen (Klinik) berücksichtigen muss.
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Berichtsantrag Nr.: 17 ggf. Produktgruppe Anlagen Nr. 8

Ausschuss: SGA Produkt/Auftrag/KoSt. Zuständigkeit TH23

Antragsteller: FDP/AfD Sachkonto

Erledigungsvermerk:

zur Gesamtübersicht

Titel: Umstellung auf Sachleistungen für Asylbewerber

Antrag/Kurzbegründung (auf Anlage wird verwiesen):
FDP:
Antrag/Begründung:
Der Bund hat die Länder aufgefordert, Asylbewerber nicht mehr pauschal mit Geld sondern mit 
Sachleistungen zu versorgen. Wir bitten die Verwaltung die Voraussetzungen dafür zu erkunden und im 
Weiteren zu schaffen.

AfD:
Antrag: Die Verwaltung wird beauftragt, mit sofortiger Wirkung ausnahmslos alle rechtlichen Möglichkeiten 
zur Umstellung auf Sachleistungen, Sozialkarten und Gutscheine für Migranten anzuwenden, anstatt 
Bargeldleistungen auszuzahlen.

Begründung: Das Ziel des Antrags ist es, den Anreiz für Migranten im Landkreis Böblingen zu reduzieren, 
um die Belastung der Kommunen zu verringern und nur wirklich arbeitswillige und qualifizierte Migranten 
anzuziehen.

Verwaltung:
Der Landkreis ist verpflichtet hier gemäß der aktuellen gesetzlichen Grundlage zu handeln. Diese muss 
zunächst durch das Land angepasst werden. Das Land plant dabei bereits die Einführung der Bezahlkarte. 
Sofern die Voraussetzungen vorliegen, wird die Bezahlkarte auch im Landkreis eingeführt. Bezahlkarten sind 
dabei bisher lediglich für die Asylbewerberleistungen vorgesehen. Die Verwaltung sagt hierzu einen Bericht 
im 2. Quartal 2024 zu.
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